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Aber gerade dieser Umstand erleichterte es den reaktio­
nären Kräften der bürgerlichen Parteien, die Wahl zu 
sabotieren. So beteiligten sich Mitglieder und Funktionäre 
der CDU und LDP am Abreißen von Wahlplakaten und an 
der Erteilung von Anweisungen, ungültig oder mit Nein zu 
stimmen. So wurden Wahlplakate vom Vorsitzenden der 
VdgB in Beelitz bei Stendal, einem Mitglied der LDP, ab­
gerissen. Das gleiche tat der Vorsitzende der CDU in 
Parchau. In einer Versammlung der CDU in Reinhardts­
grimma am 10. Mai wurde vereinbart, mit Nein zu stimmen. 
Alfred Rügen in Bleicheroda, Mitglied der LDP und Mitglied 
des Wahlkomitees, sagte zu einer Wählerin: „Wenn Sie 
keine Russin werden wollen, dann wählen Sie Nein!"

Diese Beispiele, die beliebig vermehrt werden könnten, 
zeigen, daß es sich bei der Sabotage der Wahl durch reak­
tionäre Kreise in den bürgerlichen Parteien nicht nur um 
bloße Unlust an der Mitarbeit zur Durchführung der Wahl 
handelt. Die Haltung dieser Kreise hat ihr politisches Fun­
dament in der Furcht vor der Demokratie. Sie führen aus 
ihrer reaktionären Haltung heraus den Kampf gegen die 
nationale Bewegung und damit gegen die Interessen des 
deutschen Volkes.

Ihrer Tätigkeit ist zweifellos die Abgabe vieler Nein­
stimmen zuzuschreiben. Das wurde ihnen erleichtert, weil 
eine Anzahl unserer Parteileitungen in der Frage der Block­
politik die Beschlüsse der Parteikonferenz nur ungenügend 
beachtete: >

„Die Zusammenarbeit im Block muß darauf gerichtet sein, 
die demokratischen Kräfte zu fördern und den Kampf gegen 
die reaktionären Kräfte zu führen, in w e l c h e r  M a s k e  
s i e  i m m e r  a u f t r e t e n m ö g e  n "

Die Wahlergebnisse zeigen, daß dort, wo die Partei­
organe eine g u t e  Z u s a  m m  e n а r b e i t durchgeführt 
und die Beschlüsse der Parteikonferenz beachtet hatten, 
gute Resultate erzielt wurden? so zum Beispiel in Frank­
furt a. d. Oder, in Greifswald und Stralsund, auf der Insel 
Rügen usw. Dagegen konnte die legale und illegale geg­
nerische Tätigkeit besonders dort wirksam werden, wo 
p o l i t i s c h e  U n k l a r h e i t e n  i n  d e r  F r a g e  d e r  
n a t i o n a l e n  F r o n t  bestanden, wo schlechte Block­
politik und Verwaltungsarbeit geleistet worden waren, wo 
sich Schumacherelemente und trotzkistische Agenten be­
tätigen konnten. Die Parteileitungen werden deshalb sehr 
aufmerksam solche schlechte Wahlergebnisse wie in 
Rostock, Wismar, Plauen, Zittau, Gera, Greiz usw. über­
prüfen müssen.

Die wirksame Tätigkeit der legalen und illegalen Agen­
ten der Spalter Deutschlands wurde weiter durch eine bei 
vielen Parteiorganen und besonders bei solchen Massen­
organisationen wie dem FDGB vorhandene U n t e r ­
s c h ä t z u n g  d e r  B e d e u t u n g  d e r  W a h l  erleichtert. 
Diese Unterschätzung äußerte sich vor allem in ungenügen­
der Wachsamkeit gegenüber dem Gegner und in allzu gro­
ßer Selbstgefälligkeit.

So rechneten zum Beispiel die Genossen in Plauen und 
Zittau bei einer Voreinschätzung des Wahlergebnisses mit 
90 Prozent Ja-Stimmen. Es ist kein Zufall, daß aber gerade 
in diesen Orten ein unterdurchschnittliches Ergebnis zu­
stande kam. Die ideologische Unklarheit der Genossen zum 
Beispiel in Zittau in den Fragen der Blockpolitik und der 
nationalen Front kam in einer gemeinsamen Versammlung 
zum Ausdruck, wo nach der Rede des Vertreters einer der 
beiden bürgerlichen Parteien, der durchaus positiv zur 
Einheit und zum Frieden sprach, fünf bis sechs Genossen 
in der Diskussion über diesen Redner herfielen.

Fragen der nationalen Front
Es gab Genossen, und selbst Funktionäre, die nach der 

Rede des Genossen Grotewohl der Ansicht waren, die 
Partei schlage jetzt „eine neue Linie" ein. Wie sie in der 
Blockpolitik die Beschlüsse der Parteikonferenz zuwenig 
beachteten, so taten sie es auch in bezug auf die n a t i o ­
n a l e  F r a g e .  Aber die Parteikonferenz hatte klare Richt­
linien gegeben:

„Die flammende Empörung aller ehrlichen Deutschen 
über das Ruhrdiktat und das Besatzungsstatut muß zu einer 
breiten nationalen Protest- und Widerstandsbewegung ent­
faltet werden . . i n  der sich alle wahrhaft nationalen und 
demokratischen Kräfte des deutschen Volkes zusammen- 
schließen“

Die Unklarheiten in bezug auf die Entfaltung einer brei­
ten Bewegung der nationalen Front, zeigten sich auch in dem 
Verhalten vieler Genossen zur N а z i f г а g e. Es ist an der 
Zeit, daß die Diskussionen in den Parteigruppen über Nazi 
und Nichtnazi aufhören, daß alle Schwankungen in dieser 
Frage beseitigt werden und daß man die Menschen nach 
ihrem gegenwärtigen Verhalten einschätzt. Heute sind die 
agressiven Kräfte des USA-Imperialisnius und ihre Spalter­
agenten in Deutschland der Hauptfeind, gegen den wir den 
Stoß richten müssen. Daß unsere Politik richtig ist, zeigt 
die Tatsache, daß die Jugend begeistert mit Ja stimmte, die 
alten Herren der Harzburger Front aber mit Nein.

Beachtung verdient noch die H a l t u n g  d e r  U m ­
s i e d l e r .  Aus Sachsen wurde berichtet, daß Umsiedler­
kreise sich an der gegnerischen Propaganda beteiligten. 
Sachsen ist aber das einzige Land, das die Umsiedlerarbeit 
in der Verwaltung noch als Ressortarbeit führt. Dort finden 
immer noch unter dem Vorwand der „besseren" Fürsorge 
besondere Umsiedlerversammlungen und „Heimatabende" 
statt.

Daß die früheren Umsiedler für den Frieden und die 
Einheit zu gewinnen sind, zeigen die positiven Abstimmun­
gen in Neubauerndörfern, vor allem in Mecklenburg. Hier 
wurde zuerst die Umsiedlerarbeit als Ressortarbeit be­
seitigt. Es wird Aufgabe der Parteileitungen sein, das 
schnellere Einleben der früheren Umsiedler durch Maß­
nahmen in der Beschaffung von Arbeit, Hausrat und Wohn- 
raum zur wichtigen Aufgabe der gesamten Verwaltung zu 
machen.

Aus einer genauen und sorgsamen Überprüfung und 
Untersuchung der einzelnen Wahlergebnisse werden die 
Parteieinheiten die für die weitere Arbeit erforderlichen 
Schlußfolgerungen ziehen müssen. Die Bewegung für die 
Einheit Deutschlands, für den Abschluß eines Friedens­
vertrages und den Abzug der Besatzungstruppen muß zur 
breiten nationalen Front erweitert werden.

Es gibt Genossen, die dabei die Frage stellen, ob damit 
nicht die G e f a h r  d e s  N a t i o n a l i s m u s ,  der natio­
nalen Beschränktheit gegeben wird. Aber diese Gefahr be­
steht nicht erst jetzt und nicht als Ausdruck der Entfaltung 
der nationalen Protest- und Widerstandsbewegung. Sie be­
stand und besteht in der nationalen Überheblichkeit gegen­
über der Sowjetunion und den Ländern der Volksdemokra­
tie? sie besteht in der Zulassung und Duldung antisowje­
tischer Propaganda bis in die Reihen der Partei hinein.

Die Schaffung einer Partei neuen Typus, einer wahrhaft 
marxistisch-leninistischen Partei ist die Sicherheit gegen 
alle Gefahren von Nationalismus und nationaler Be­
schränktheit.

3


